
LOKALESG E N E R A L - A N Z E I G E R VIII 17Donnerstag, 27. September 2012

 ����

 �����	� ��������
��	�� !�&�� �����

� �� � � � ��� � �� ��$�	
� �� "��� ����������

 ������������
!�&�� ��%������� $������
�
��� � ��� ��� �� �� ��$�	
&$� � �� #����&��&��

"��� �����
����

Von Abacanto
bis Zartbitter –

Restaurants, Cafés,
Bistros und Kneipen
in der Region

Über 800 Gastronomie-Tipps

für die Region:

www.ga-bonn.de/restaurant

Bad Honnef

Kreis Neuwied
Nördlicher Eltern müssen nicht nachzahlen

Geschwisterkindregelung: Stadt soll vorerst Beiträge übernehmen. Eine Satzung muss her
Von Claudia Sülzen

BAD HONNEF. Vorweg die gute
Nachricht für Eltern, die eine
Rechnung vom Stadtjugendring
über Beiträge zur Offenen Ganz-
tagsschule (OGS) für das Schuljahr
2011/2012 bekommen haben: Sie
müssen nicht nachzahlen. Vorerst
jedenfalls. Darauf verständigte
sich am Dienstag der Jugendhilfe-
ausschuss. Folgt der Stadtrat dem
Vorschlag, dann übernimmt die
Stadt zunächst die Beiträge der von
der Nachzahlung betroffenen so-
wie auch der Eltern, die aktuell ein
OGS-Kind und ein Kind im dritten,
beitragsfreien Kindergartenjahr
haben. Ob daraus eine endgültige
Lösung werden kann, muss sich
aber noch zeigen: Um die Sache
rechtsfest zu machen, muss die
Stadt ihre Satzung überarbeiten
und eine solche auch für OGS-Bei-
träge ausarbeiten.

So waren es gleich zwei Rege-
lungslücken, die im Ausschuss
Thema waren. Nachdem die Sache
vergangene Woche hochgekocht
war, gab es eine Tischvorlage der
Verwaltung, mit der das Dilemma
geheilt werden sollte. Wie berich-
tet, hatte der Stadtjugendring OGS-
Beiträge bei Eltern nachgefordert,
die im Schuljahr 2011/2012 min-
destens ein Kind in der OGS hatten
und ein weiteres im dritten Kita-
Jahr. Für Eltern, die beide Betreu-
ungsformen nutzen, sieht die Stadt
per Geschwisterkindregelung vor,
dass nur der jeweils höchste (Kita-
)Beitrag zu zahlen ist. Den „Rest“
zahlt die Stadt. Die wiederum hat
ihre Rechnung ohne das NRW-
Kinderbildungsgesetz (Kibiz) ge-
macht: Da seit dem 1. August 2011
das dritte Kita-Jahr beitragsfrei ist
– die Stadt erhält dafür vom Land
einen Ausgleich für ihren Einnah-
meausfall – zahlen Eltern dafür
nicht.

Geht es nach den Buchstaben
der Honnefer Geschwisterkindre-
gelung, müssten betroffene Eltern,
deren „höchs-
ter“ Beitrag
nach Kibiz weg-
fällt, für die OGS
zahlen. Gleich-
wohl dauerte es
ein Jahr, bis das
Thema hoch-
kam – auf Drängen des Stadtju-
gendrings, so Vorstandsmitglied
Marcelo Peerenboom. So hatte die
Stadt die OGS-Beiträge zunächst

weiter übernommen, dann aber ab
Mai ohne Ankündigung gekürzt.
Auf Fristsetzung habe es im Sep-

tember gehei-
ßen, das Geld
sei bei den El-
tern zurückzu-
fordern. Mitge-
liefert wurden
Namen und Be-
träge, so Pee-

renboom. Denn: Der Stadtjugend-
ring hat keinen Zugriff auf Daten,
welche Familie ein Kind im dritten
Kita-Jahr hat. „Das Problem ist

ganz klar in der Verwaltung ent-
standen“, so Bürgermeisterin
Wally Feiden: „Wir können weder
den Stadtjugendring noch die El-
tern dafür angehen.“ Sie warb um
Verständnis für den Verzug, der
dem Bemühen geschuldet sei, die
familienpolitisch gewollte Rege-
lung umzusetzen. Die Vorlage: Die
Stadt-Regelung führe dazu, „dass
eine Familie, die neben dem bei-
tragsfreien Kind (letztes Kita-Jahr)
ein weiteres Kind in der OGS hat,
nicht von der Beitragsbefreiung
profitiert. Die Familie wird zwar
für das Kind im letzten Kindergar-
tenjahr beitragsbefreit, zahlt aber
für das Geschwisterkind. Dies ent-
spricht nicht dem Sinn des Geset-
zes, zumal die Stadt für das Kind
im letzten Kita-Jahr eine Aus-
gleichzahlungvomLanderhält.“

Verwaltungsvorschlag: Bis zur
Neufassung der Elternbeitragssat-
zung soll der Jugendring von der
Stadt rund 11 000 Euro erhalten,
die er sonst bei Eltern hätte einfor-
dern müssen, und monatliche Ab-
schläge für die in diesem Schuljahr
anfallenden Beiträge. Gleichbe-
handlung sei hergestellt, so Pee-
renboom, da Beiträge fürs neue
Schuljahr zurückerstattet oder
nichtmehr eingezogenwürden.

Um die Sache allerdings rechts-
fest zu machen, braucht es eine
Satzung. Ein Vorschlag, der die
Stadt auch gut 30 000 mehr kosten
würde als die bisher 150 000 Euro
pro Jahr, soll in einer Sondersit-
zung des Jugendhilfeausschusses
vorberaten werden und am 13.
Dezember Thema im Rat sein. Ob
die vorübergehende Lösung dann
ihre Entsprechung finden wird?
Zumindest für Peerenboom steht
dahinter offenbar noch ein Frage-
zeichen. „Falls es doch bei der
Forderung bleibt, würden wir die-
se gerne an die Stadt abtreten“,
sagte er. Feiden: „Ja, das kann ich
gut verstehen.“

Betreuung in der OGS: Eine bewährte Einrichtung. ARCHIVFOTO: HOMANN

„Das Problem ist in der
Verwaltung entstanden“
Bürgermeisterin Wally Feiden

Kommentar

Von GA-Redakteuron
Claudia Sülzen

Besser Geld
zurücklegen

Z u behaupten, das Jugend-
amt hätte in der Jugendhil-

feausschusssitzung beim Thema
Beitragsnachforderungen für die
Offene Ganztagsschule eine gute
Figur gemacht, wäre eine glatte
Übertreibung. Als es darum ging,
wie die Panne ausgemerzt wer-
den sollte, war es allen voran
Bürgermeisterin Wally Feiden,
die in den Ring stieg. Man mag
der Verwaltung glauben, dass
nicht böse Absicht, sondern der
ehrliche Versuch um eine fami-
lienpolitisch gerechte Lösung für
alle Familien in dieses Dilemma
geführt hat. Trotzdem stellt sich
die Frage, warum es so lange ge-
dauert hat, bis offenkundige Re-
gelungslücken aufs Tapet ge-
kommen sind, obwohl selbst
(zahlungswillige) Eltern schon
im Herbst 2011 das Amt genau
darauf hingewiesen hatten.

Auch der Versuch, die Sache
nachträglich zu heilen, ist sicher
ehrenwert. Die Signale im Aus-
schuss waren eindeutig: Auch in
der Politik will man die Ge-
schwisterkindregelung nicht an-
fassen. Wird man aber müssen,
zumindest was die Satzung(en)
angeht. Doch selbst wenn die
Stadt rechtlich wieder auf Au-
genhöhe ist, türmen sich neue
Hürden auf. Sicher 30 000 Euro
mehr pro Jahr für eine freiwillige
Leistung, und genau das ist die
OGS, für eine Kommune in der
Haushaltssicherung – da wird
die Kommunalaufsicht mitreden.
Das Geld muss in jedem Fall an-
derswo gespart werden, irgend-
eine Leistung wird Federn lassen
müssen. Insofern sollten die El-
tern vorsichtshalber doch ein
bisschen Geld zurücklegen. Man
weiß ja nie.

Symbolik in
der Bibel

BAD HONNEF. Zum offenen
Glaubensgespräch wird für Mon-
tag, 1.Oktober, von 10 bis 11.30
Uhr in den Pfarrsaal St. Johann
Baptist eingeladen. Pfarrer Her-
bert Breuer diskutiert mit den Teil-
nehmern über das rechte Ver-
ständnis der Sonntagsevangelien.
Es geht um die „Symbolik im Neu-
en Testament“. ski

Seiten-Redaktion: JörgManhold
und Uta Effern-Salhoub

Kreis: Keine
zusätzlichen
Ausgaben

Geld muss anderswo
eingespart werden

BAD HONNEF. In Bad Honnef
fehlt Geld an allen Ecken und Kan-
ten. Das wird der Rat, so er dem
Votum des Jugendhilfeausschus-
ses folgt, auch bei diesem Posten
wieder zu spüren bekommen: Da
es sich bei der OGS um eine so ge-
nannte freiwillige Leistung han-
delt, müssen Mehrausgaben dafür
an anderer Stelle zwingend einge-
spart werden. Und das nicht ir-
gendwo im Haushalt, sondern bei
den freiwilligen Leistungen. Das
bestätigte die Pressestelle des
Kreises auf GA-Anfrage.

Bad Honnef bewegt sich derzeit
in einem genehmigten Haushalts-
sicherungskonzept (HSK). Ge-
nehmigungsfähig war das HSK
übrigens deshalb, weil die Stadt in
einem Zeitraum von zehn Jahren
wieder einen Ausgleich darstellen
konnte – eine Darstellung mit Fra-
gezeichen, da heute noch nie-
mand weiß, wie sich etwa Steuer-
einnahmen entwickeln werden. In
jedem Fall aber, so die Informati-
on der Kommunalaufsicht beim
Kreis. gelte im Grundsatz für das
HSK, dass die freiwilligen Leis-
tungen nicht steigen dürfen. Wer-
den also die Ausgaben an einer
Stelle erhöht, muss die Summe an
anderer Stelle wieder eingespart
werden. Das gelte, anders als etwa
bei einer neuen Gesetzesregelung,
auch, wenn eine Satzung zugrun-
de liege. 2010 betrugen die frei-
willigen Leistungen rund 1,5 Mil-
lionen Euro, 2011 war der Betrag
etwas geringer, so die Stadt. Zu
freiwilligen Leistungen gehören
etwa Ausgaben für Stadtbücherei,
Musikschule, Leistungen des Bau-
hofes für Veranstaltungen, Wirt-
schaftsförderung und Tourismus,
Kinderspielplätze, Kultur- und
Sportbedarf. suc

Offene Ganztagsschule in Bad Honnef

Überholvorgang missglückt
42-Jähriger wird auf der A 3 in seinem Auto eingeklemmt und schwer verletzt

NEUSTADT/WIED. Ein schwerer
Unfall hat sich gestern Morgen auf
der A 3 zwischen den Anschluss-
stellen Neustadt/Wied und Bad
Honnef ereignet. Wie die Polizei-
autobahnstation Fernthal mitteil-
te, wurde bei der Kollision zweier
Autos in Fahrtrichtung Köln ein
Mann schwer verletzt.

Die Polizei zog einen Sachver-
ständigen zu den Ermittlungen
hinzu, da der genaue Hergang
noch unklar ist. Die Beamten ge-
hen bislang davon aus, dass ein 61-
Jähriger mit seinem Ford Focus auf
der rechten Fahrspur mit Tempo
100 unterwegs war.

In einer leicht ansteigenden
Linkskurve überholte ihn der
mögliche Unfallverursacher, ein
42-jähriger Fahrer eines Honda
Accord Tourer, auf der mittleren
Spur. Dabei berührten sich die
beiden Autos und gerieten nach
rechts in die Böschung. Während
der Ford dort stoppte, überschlug

sich der Honda mehrfach, schleu-
derte zurück auf die Autobahn und
blieb seitlich auf der mittleren Spur
liegen. Die Freiwillige Feuerwehr
Neustadt befreite den einge-
klemmten Fahrer, der mit Kopf-
verletzungen in ein Krankenhaus
kam. Lebensgefahr besteht nicht.
Der 61-jährige Ford-Fahrer stand

leicht unter Schock, blieb laut Po-
lizei ansonsten aber unverletzt. An
beiden Autos entstand wirtschaft-
licher Totalschaden.

Die A 3 musste eine Stunde lang
voll gesperrt werden, was zu Staus
im Berufsverkehr führte. Die Au-
tobahnmeisterei leitete die Wagen
um. voa

Der Honda-Fahrer wurde in seinem Auto eingeklemmt. FOTO: POLIZEI

„In Loyalitätskonflikt“
Warum sich Pflegekind Anna niemandem anvertraute

BAD HONNEF Beim Auftritt von
Gutachter Professor Christian
Schrapper im Königswinterer Ju-
gendhilfeausschuss ging es, wie
berichtet, in erster Linie um die
Arbeit des Jugendamtes. Es ging
aber auch um Anna, die am 22. Juli
2010 in Bad Honnef von ihrer Pfle-
gemutter in der Badewanne er-
tränkt wurde. Auch Schrapper,
Professor für Pädagogik an der Uni
Koblenz-Landau, stellte die Frage
in den Raum: „Warum hat sich
dieses Kind niemandem gegen-
über erkennbar anvertraut?“

So habe Anna im Frühjahr 2010
in Gesprächen mit Außenstehen-
den sogar gesagt, wie peinlich ihr
die Vorfälle im Zusammenhang
mit dem Polizeieinsatz im No-
vember 2009 gewesen wären. „Da
war ein Kind in sehr großer Not“,
so Schrapper. Anna sei in einem
Loyalitätskonflikt gewesen, ob sie
etwas Schlechtes über die Pflege-
mutter sagen dürfte, zu der sie ih-

re leibliche Mutter ja geschickt ha-
be. Aus Schrappers Sicht wirft An-
nas Verhalten auch ein Licht auf
die begrenzten Möglichkeiten von
Einzelgesprächen mit Kindern. In
zwei Gesprächen ohne die Pflege-
eltern habe sie sich nicht offen-
bart. Schrapper sagt aber auch,
dass in den Gutachten des Heims,
in dem Anna vorher war, niemals
„ein schwer traumatisiertes Kind“
aufgetaucht sei. Auch von einer
Wasserphobie oder einer Autoag-
gressivität sei nie die Rede gewe-
sen. Bereits drei Tage nach dem
Wechsel in die Pflegefamilie sei
aber protokolliert worden, dass
Anna nach Aussage der Pflege-
mutter „sehr schwierig“ sei.

Dieser Ton habe die nächsten
eineinhalb Jahre bestimmt. Annas
Vorgeschichte sei völlig ausge-
blendet worden. „Was man über
Anna wusste, scheint alles verlo-
ren, als sie in die Pflegefamilie
kam“, so Schrapper. mel
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